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der am 8. ·Juli begonnenen israelischen 
Militiiroffensive getotet wurden, nach 
palastinensischen Angaben auf 1867. 
Auf israelischer Seite wurden 67 Men­
schen getotet. 

Nach Beginn der Waffenruhe· bega­
ben sich am Dienstag viele Einwohner 
zurücl( in ihre Wohnviertel. Für huma­
nitiire Organisationen haben sich die 
Moglichkeiten verbessert, .notleidende 
Palastinenser zu versorgen. Die Liefe­
rungen von Hilfsgütern würden so 
rasch wie moglich verstiirkt, hiess es bei 
UNO-Organisationen. Allerdings beno­
tigen sie angesichts der Zerstorungen 
auch mehr finanzielle Unterstützung. 

Die Schaden der israelischen 
Militiiroffensive im Gazastreifen belau­
fen sich nach palastinensischen Schat­
zungen auf vier bis sechs Milliarden 

Dollar. Dabei. seien nur die <<direkten 
Folgen für die Wirtschaft>> eingerech­
net, nQch nicht die <<indirekten Folgen . 
für die Bevolkerung». In Jerusalem wird 
der Wiederaufbau ebenfalls diskutiert, 
israelische Investitionen in die Infra­
struktur sind aber an die Bedingungen 
geknüpft, dass die Hamas sich ihrer 
Waffen entledigt. 

Verdachtiger im Mordfaii gefasst 
Am spaten Abend wurde bekannt, 

dass im Fali d er drei ermordeten israeli­
schen Jugendlichen bereits vor drei Wo­
chen ein Verdiichtiger gefasst wurde. 

Bei dem Mann handle es sich um 
Hussam Kawasme aus Hebron, meldete 
die Newsseite ynet. Er habe im Verhor 
gestanden, an d er Planung d er Morde be­
teiligt gewesen zu sein. SDNheu Seite 5 
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SP kampft gegen Sparpakete 
und für zwei Fremdsprachen ' 

Bem. Für die SP Schweiz ist die Rech-
nung einfach: Sparpakete der Kantone 
gefahrden die Volksschule und damit :s­
das Fundament der Schweiz. Das sei 
umso fragwürdiger, als für die Umset- cQ 
zung des Lehlplans 21 eher mehr Res- ~"\( 
sourcen benotigt würden, betonte die 
SP gestern vor dén Medien. Verstarken 'Oo 
will sie zudem ihr Engagement für eine 
zweite Fremdsprache aufPrimarstufe. '-.j) 

Und genau hier zeigen sich einmal 
mehr die Schwierigkeiten bei der.ange- N-J 
strebten Harmonisierung im Bildungs­
beréich: Jede Partei will andere Schwer- . ~ 
punkte setzen. Die SVP etwa mochte 
lieber mehr Gewicht auf naturwissen- ~ 
schaftliche F,acher legen - auf Kosten ~ 
eben gerade des Fremdsprachen-Unfer- •-J 
richts. Die Partei{;n versuchen, stiirker 
Einfluss auf die Volksschule zu nehmen. 
Und in d en Kanto_nen ist die Kritik am 
Lehrplan 21 in · d.en letzten Monaterí 
weiter gewachsen. Die grosse Hannoni­
sierungdroht z~ scheitern. dab Seite y~ 

Last-Minute-Reisen im Hoch, 
EuroAirport mit Rekordzahlen 

Basei/Zürieh. Der verreg~ete Sorhiner 
beschert den ·Reisebüros in der Stadt 
regen Zulauf: <<Die Leute nehmen, was 
sie bekommen konnen, Hauptsache, es 
ist am Ziel sonnig und warm», sagt Jürg 
Meier vom Reisebüro Basilisk am 
Aeschenplatz. Beim Reiseverai!Stalter 
Hotelplan sind im Juli markant mehr 
Last-Minute-Buchungen eingegangen: 
<<Es handelt sich um eine Steigerung 
von mehr als einem Drittel gegenüber 
Juli 2013», sagt Sprecherin Prisca 
Huguenin. Online betrage die Zunahme 
gar rund zwei Drittel. 

Entsprechend gross ist das Passa­
gieraufkommen am Flughafen Basel­
Mulhouse. Der EuroAirport vermeldet­
Rekordzahlen: Vergangenen Sonntag 
wurden 27 478 ai'1- und abfliegende 
Passagiere verzeich_net, das sind über 



CVP-Prãsident 
Cil11rrns1t101plhie Dar­
lbellay hat einen 
neuenJob. Der 
Nationalrat 
bezeichnet sich 
nicht mehr nur als 
Berufspolitiker. Er 
si eh t sich jetzt au eh 

npers-CEO>> und «Küchenchef>>. 
.vonAmtsamnassung? Nein­
lliser musste bloss neue hãusli­
rrungsaufgaben übernehmen, 
kürzlich zum dritten Mal Vater 
u ben (<<ein prãchtiger .Bursche, 
b.alb Kilo!>>) geworden ist. mfu 

Der achte Bundes­
rat d er Schweiz 
heisst R101lau!1ldl 
Malhilerr. Er bezog 
soe ben sein Büro 
beim BZiclc in 
Zürich. Von dort 
aus soll er sich <<voll 
urid ganz für die 

z einsetzen>>. Die programmati­
ltschaft des Boulevard-Magistra­
veist, dass er die Kunst echter 
:rate beherrscht, Statements 
ben, die so unverbindlich wie 
leer sihd. Er werde, versprach 
, <<aktuelle Themen angehen 
sungen suchen>>. mfu 

Die FDP lanciert im 
September d en 
Wahlkampf2015 in 
Zug; Wahllcampf­
leiter Vn1111ce1111zo 
Pedlrazzi1111ü ruft im 
FDP-Parteiorgan 
seine Leute auf: 
<<Lãuten Sie mit uns 

ililkampf ein, schicken Sie mit 
Zukunftsstrategie auf d en 

)er Internet-Link zur Anmel­
ein schlechtes Omen- führt 
1gs ins Nichts: <<Ressource nicht 
en>>, meldet d er Server. mfu 

~tionen gegen 
~~and verschãrft 

\Jach d er Verschartung d er Sank­
von USA und EU gegen Russ-
' Reaktion auf die Ukraine-Krise 
~uch die Schweiz ihreMassmi.h­
IS. Sie verbietet hiesigen Finanz­
chaften, mit 26 Personen und 18 
ehmen neue Geschãftsbeziehun­
IZugehen. Dies teilte das Staats­
lriat für Wirtschaft mit. Di e Mass- .. 
n zielen vor allem auf prorussi­
eparatisten. SDA 

tegmenmgsrat 
ard vor Germcht 
:@1111a. Der frühere Neuenburger 
mgsrat Frédéric Hainard wird am 
>tember vor d em Bundesstrafge­
Bellinzona erscheir)en müssen. 
·egen Amtsmissbrauch und Ver-
fremder Gebietshoheit ange­
Delikte, die auf 2009 in Uruguay 
~ehen. Hainard war damals stell­
mder Bundesanwalt. SDA 

~rnbetrmebe suchen 
~end lehrUnge 
Ner kurz vor Beginn des neuen 
1rs noch auf Stellensuche ist, 
in d er Landwirtschaft fündig 

1. Obwohl die Zahlen der Lernen­
~igen, mangelt es vielen Bauern­
en an Nachwuchs. Rund 300 
~llen bleiben erfahrungsgemãss 
~tzt. Prekãr ist die Lage b.ei den 
egãrtnern: Nur sieben Lernende 
n dieses Jahr ihre Ausbildung auf 
tigt würden zwischen 60 un d 70 
en. SDA . , ... · 
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Mehr Fremdsprachen? Mehr Mathematik? Der Lehrp~an 21 spaltet die Parteien mehr denn je 
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wissen Schweizer Schüler nicht, in welche Richtung si e si eh künftig bewegen müsseri. Foto Keystone 

VonDanielBallmer, Bern 

Be1rn11. Das süsse Nichtstun hat bald ein. 
Ende. Bereits am Montag beginnt in vie­
len Kantonen wieder die Schule. Diese 
Gelegeriheit für einen Weckruf wollte 
díe SP gestern keinesfalls verpassen. 
Zwar sei die Vollcsschule Sache d er Kan­
tone, ihre verfassungsrechtlich vorge­
schriebene Harmonisierung mache sie 
aber zum nationalen Politikum . .Doch 
genau diese Harmonisierung drohe n un 
zu scheitern, warnte der Berner Natio­
nalrat Matthias Aebischer vor den Me­
dien. Der Prãsident der Bildungskom­
mission verwies auf Krãfte, die die Har-

monisierung torpedierten. Dazu kãmen 
Kantone, die just <<in dieser heilden Pha­
se derVereiriheitlichung des Lehrplanes 
ihr Bildungsbudget kürzen>>. 

Strrent IUim zweite 1La1111dlessprache 
Tatsãchlich ist von einer Harmoni­

sierung inlmer weniger zu spüren. Für 
die SP etwa steht der Fremdsprachen­
unterricht an oberster Stelle. Das hat sie 
gestern mehrfach betont. Ein Abbau 
kommt für die Partei gar nicht infrage. 
«Zwei Fremdsprachen in der Primar­
schule sind bildungs- und gesellschafts­
politisch wichtig. Insbesondere ist das 
Erlernen einer zweiten Landessprache 
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unverzichtbar>>, betonte der Walliser 
Nationalrat Mathias Reynard. Die SP 
will sich auf allen Ebenen dafür einset­
zen - im Interesse der Kinder wie auch 
im Interesse des Landes. Für sie ist nicht 
nachvollziehbar, dass derzeit in mehre­

. ren Kantonen Bestrebungen im Gang 
sind, den eingeschlagenen Weg bei d en 
Fremdsprachen wieder zu verlassen. 

Z u d en gescholtenen Kritikern zãlllt 
etwa die SVP. Statt auf zwei Fremdspra­
chen mi:ichte sie mehr Gewicht auf die 
Grundfãhigkeiten in Mathematik .und 
Deutsch legen. Klagen von Lehrbetrie­
ben seien alarmierend: Der Rucksack 
der Schulabgãnger werde von Jahr zu 

Jahr ldeiner. Als Grund nennt die SVP in 
einem Positionspapier den <<frühen, mit 
zu vielen Stunden dotierten>> Fremd­
sprachenunterricht. Er habe andere Fã­
cher auf der Primarstufe in den Hinter­
grund gedrãngt. Ein Land wie die 
Schweiz, dessen Wirtschaft hier grosse 
Forschungsplãtze unterhãlt, konne sich 
eine Vernachlãssigung naturvVissen­
schaftliCh-technischer Grundlagenaus­
bildung aber nicht leisten. Für die SVP 
braucht es eine <<rigorose Korrektur>>: 
Naturwissenschaftliche Fãcher müssten 
auf Kosten des Fremdsprachen-Unter­
richts wieder aufgewertet und mit deut­
lich mehr Lektionen dotiert werden. 

Das Wnrrrrwall'rr wãchst 
Jede der grossen Parteien hat wie­

der eine etwas andere Meinung, will die 
Schwerpunkte woanders setzen. Lehrer 
und Schüler wissen nicht, wie ihnen ge­
schieht - und noch viel weniger, was sie 
dereinst tatsãchlich erwarten wird. Bei 
dem bildungspolitischen Jekami wollen 
auch FDP und CVP die Naturwissen­
schaften und Technik stãrker fordern. 
In d er Volksschule hãtten sie einen <<be­
scheidenen Stellenwert>>, schreibt die 
CVP in ihrem Positionspapier. Gleich­
zeitig leide die Schweizer Vollcswirt­
schaft an einem erheblichen Mangel an 
Arbeitskrãften. ,Dabei weist die FDP· 
auch auf das duale Bildungssystem als 
eine der Stãrken der Schweiz hin. 

Selbst für die Grünen ist ein früher 
Start mit mehreren Fremdspràchen 
<<nicht dringend>>. Wichtig sei, dass am 
Ende der obligatorischen Schulzeit Stan­
dards in zwei Fremdsprachen erreicht 
werden. Die Grünen mi:ichten lieber 
einen anderen Schwerpunkt setzen. Sie 
wünschen sich einenAusbau im musisch­
kreativen Bereich. So soll das Gleichge­
wicht zwischen kognitiver, kreativer, psy­
chischer und sozialerKompetenz erreicht 
werden. Ein Ansatz, der es wohl wieder­
um in bürgerlichen Reihen schwer haben 
dürfte. Das Wirrwarr jedenfalls wãchst. 

Mit dem Lehrplan 21 steht di e wohl 
gri:isste und wichtigste Schulreform be­
vor. Schon im Mai 2006 hatte das Volk 
· einen Verfassungsartikel angenommen, 
der die Schweiz als einheitlichen Bil­
dungsraum definiert. Die Mammutauf­
gabe ist aber noch lãngst nicht bewãl­
tigt. Im Gegenteil: In den vergangenen 
Wochen ist die Kritik stark gewachsen. 
In mindestens sechs Kantonen soll das 
Volk aufgrund von Initiativen über die 
Einführung entscheiden. Offen bleibt, 
ob die angestrebte Harmonisierung 
doch noch erreicht werden kann oder 
ob es nach Annahmen· der Initiativen 
beim fi:ideralen Flickenteppich bleibt. 

Es wãre nicht das erste Mal im 
Schweizer Bildungswesen: W o über die 
Kantonsgrenzen hinweg Eiriheitlichlceit 
geschaffen werden soll, bleibt das Cha­
os meíst genauso gross wie vorher. 

Mogliche Einbussen bei den Unternehmenssteuern sollen mit einer gefahrlichen Steuer ausgeglichen werden 

VonDominilcFeusi, Bern 

Die Unternehmenssteuerreform ist ein 
Angriff auf die Marktwirtschaft. Was 
Dutzende linker Initiativen, von 1:12 
bis Mindestlohn, nicht geschafft ha ben, 
ki:innte damit Wirldichlceit werden: die 
Überwindung des Kapitalismus, vollzo­
gen durch Politiker, die vorgeben, zu 
sein en Arihãngern zu gehi:iren. 

Der Grund sind die Kapitalgewinn~ 
steuer und die Tatsache, dass sie nicht 
von · einem gewerkschaftlichen oder 
links-grünen Komitee gefordert wird, 
sondern aus d er Regierung selbst. BDP­
Finanzministerin Eveline Widmer­
Schlumpf wird dem Bundesrat dazl{ 
bal d e in en Entwurf vorlegen. 

drohen Steuerausfãlle. Die vorbereiten­
de Gruppe aus dem Finanzdepartement 
und den Finanzdirektoren rechnet mit 
maximal drei Milliarden Franken. 
Widmer-Schlumpf erldãrt, die Ausfãlle 
gefãl1rdeten das Funktionieren des 
Staates. Was nach viel Geld tont; ist in 
Wirklichkeit ein Klacks. Bund, Kantone 
und Gemeinden haben 2012 fast 250 
Milliarden Franken eingenommen. Drei 
Milliarden weniger Steuereinnahmen 
sind also nur wenig mehr als ein Pro­
zent. Darauf zu verzichten ist nicht 
schwer, wenn man will. . 

Widmer-Schlumpfs Vorschlag geht 
davon aus, das s di e Kan to ne di e Steuern 
für alle Firrnen von heute 22 auf durch­
schnittlich 16 Prozent senken. An den 
Steuerausfãllen in den Kantonen soll 

nãr, der weniger Dividende erhãlt, die 
Unternehmensführung, die weniger in­
vestieren kann, und die Arbeitnehmer, 
tlie weniger Spielraum für Lohnforde­
rungen haben. Unternehmenssteuern 
bremsen die Produktivitãt und Innova­
tionskraft. Das ist fatal, weil die Schweiz 
mangels Rohstoffen darauf angewiesen 
ist. Die beste Unternehmenssteuer für 
die Schweiz wãre gar keine Unterneh­
menssteuer. 

Es gibt n ur eine Steuer, die ãlmliche 
Folgen hat. Und mit ihr will Widmer­
Schlumpf die Steuerausfãlle kompen­
sieren: . eine Steuer auf Kapitalbeteili­
gungen. Bestraft würden jene, die ihr 
Geld nicht für Konsum ausgeben, son­
dern in eine Firma investieren. 

Die Steuer ist eine alte Idee von Ser­
ge Gaillard, den Widmer-Schlumpf zum 
Direktor der eidgeni:issischen Finanz­
verwaltung gemacht hat. Als Gewerk­
schafter lancierte er diese Idee einst als 
Vollcsinitiative. 2001 wurde sie abge-

. lehnt. Unterstützt wird die Idee von der 
Basler SP-Finanzdirektorin Eva Herzog. 
Widmer-Schlumpf und Herzog kennen 
sich aus der Finanzdirektorenkonfe­
renz. Dort sitzt auch Andreas Huber­
Schlatter. Er wurde 2004 von Christoph 
Blocher als Generalsekretãr des Justiz­
departementes freigestellt und fand we~ 
nig spãter Unterschlupfbei den Finanz­
direktoren, deren Prãsidentin damals 
keine Geringere als Eveline Widmer- · 
Schlumpfwar. · 

Widmer-Schlumnf schlin~rert mit ih-


